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Architektenrecht. Will ein Planer für
Störungen, die er nicht zu verantworten hat,
einen Ausgleich für Mehraufwand nach
Überschreiten der geplanten Bauzeit
verlangen, kann er seinen Anspruch mit
einem Gutachten nachweisen.

LG Berlin Urteil vom 26. Juni 2025,
Az. 12 O 74/22

Gutachten kann Mehraufwand
wegen längerer Bauzeit belegen
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DER FALL

Der Bund beauftragt 2009 einen Architek-
ten mit Ausführungsplanung, Vergabe
und Objektüberwachung für Bauteile des
Pergamon-Museums in Berlin. Der Ver-
trag sieht eine Bauzeit von 104 Monaten
vonMitte 2012 bis Anfang 2021 vor. Ferner
heißt es dort: „Verzögert sich die Bauzeit
durch Umstände, die der Auftragnehmer
nicht zu vertreten hat, wesentlich, so ist
für die nachweislich erforderlichenMehr-
aufwendungen eine zusätzliche Vergü-
tung zu vereinbaren.“ Im Honorar einge-
schlossen war eine Überschreitung der

Bauzeit um maximal sechs Monate. Die
Maßnahme ist bis heute nicht abgeschlos-
sen. Für einen ausgewählten Zeitraum
macht der Planer Mehraufwand von gut
350.000 Euro geltend, ermittelt nach den
tatsächlichen Kosten mit Zuschlag für
allgemeine Geschäftskosten. Dazu legt er
ein baubetriebliches Sachverständigen-
gutachten vor, das zahlreiche Störungen
aus der Sphäre des Auftraggebers und
deren Auswirkungen aufzeigt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Mit Erfolg! Die Bauzeit habe sich wesent-
lich über die Karenzzeit hinaus verlängert,
aus Gründen, die der Architekt nicht zu
vertreten habe, urteilte das Landgericht.
Mit dem Gutachten sei eine konkrete,
bauablaufbezogene Darstellung der je-
weiligen Behinderung vorgelegt worden,
welche Bauarbeiten deshalb nicht oder
nicht in der vorgesehenen Zeit ausgeführt
werden konnten und wie sich dies auf die
Baustelle auswirkte. Andere, vom Archi-
tekten zu vertretende Verzögerungen
habe der Auftraggeber nicht nachvollzieh-

bar dargetan. Die Mehraufwendungen
seien mittels Stundenaufstellungen nach-
gewiesen. Anzusetzen seien die im Ver-
längerungszeitraum tatsächlich angefalle-
nen Personalkosten zuzüglich des Arbeit-
geberanteils zu den Sozialversicherungen
und eines Zuschlags für allgemeine Ge-
schäftskosten. Abrechenbar waren laut
Gericht sämtliche Kosten, die nach dem
vorgesehenen Zeitpunkt der Beendigung
anfallen, also auch solche für Leistungen
der Ausführungsplanung.
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WAS IST ZU TUN?

Immer weniger Architektenverträge ent-
halten derartige Honoraranpassungsklau-
seln, auch der Bund hat sie aus seinen
Mustern getilgt. Aber auch mit gesetzli-
chen Anspruchsgrundlagen wie § 650q
Abs. 1 BGB, § 650c BGB, § 642 BGB oder
§ 313 BGB lassen sich Kompensationen
für Störungen der Planungs- oder Bauzeit

erreichen, wenn auch mit hohem Auf-
wand (meist mit baubetrieblichem Gut-
achten) und einer Zuordnung der Störun-
gen zu den jeweiligen Anspruchsgrundla-
gen. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Gewerbemietrecht. Auch im Gewerbe gibt
es für die Erhebung und Erhöhung von
Vorauszahlungen auf die Betriebskosten
Grenzen. Es zählen die realen Mehrkosten.
Klauseln dürfen einen Vermieter nicht
einseitig begünstigen.

AG Brandenburg, Urteil vom 6. Juni 2025,
Az. 30 C 17/24

Vermieter dürfen Betriebskosten
nicht willkürlich erhöhen
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DER FALL

Die Klägerin hatte ein Ladenlokal gemie-
tet. Der Mietvertrag enthielt Regelungen
zur Erhebung von Betriebskosten. Ins-
besondere sollten Vorauszahlungen bei
Erhöhung der tatsächlich anfallenden
Betriebskosten angepasst werden können
und eine rückwirkende Geltendmachung
erhöhter Betriebskostenvorauszahlungen
möglich sein. Mit Hinweis auf steigende

Energiekosten verlangte der Vermieter ab
2023 jeden Monat rund 240 Euro mehr.
Die vorherige Betriebskostenabrechnung
wies ein Guthaben für die Mieterin aus.
Sie verweigerte die erhöhte Vorauszah-
lung. Das Gericht hatte mit einer Kosten-
entscheidung über die Zulässigkeit der
Erhebung und Erhöhung bestimmter
Betriebskosten zu entscheiden.
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DIE FOLGEN

Anders als bei Wohnraummietverhältnis-
sen besteht bei gewerblichenMietverhält-
nissen kein gesetzliches Recht, Voraus-
zahlungen auf Betriebskosten einseitig zu
ändern. Allerdings kann ein solches Recht
im Gewerbe vereinbart werden; dies auch
in Vermieter-AGB, das heißt, in vorformu-
lierten Vertragsbedingungen des Vermie-
ters zur mehrfachen Verwendung. Die
gegenständliche Klausel im entschiede-
nen Fall zur Erhöhung der Betriebskosten
wurde aufgrund eines AGB-Rechtsver-

stoßes allerdings als unwirksam angese-
hen. Sie ist unangemessen benachteili-
gend, weil die Klausel nur eine Erhöhung
der Betriebskostenvorauszahlung vorsah.
Umgekehrt war aber keine Herabsetzung
bei niedrigeren Kosten beabsichtigt.
Dadurch würde der Vermieter ein zinslo-
ses Darlehen erhalten und der Mieter
benachteiligt. Der Streit erledigte sich,
weil der Vermieter eine endgültige
Abrechnung auf Basis der realen Kosten
erstellte.
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WAS IST ZU TUN?

In gewerblichen Mietverträgen sind über
das Gesetz hinausgehende Vereinbarun-
gen imZusammenhangmit der Erhebung,
Abrechnung und Anpassung von
Betriebskosten möglich. Auch in AGB, die
vom Vermieter gestellt wurden, sind
grundsätzlich vom Gesetz abweichende,
vermietergünstige Regelungen zulässig.
Diese müssen aber klar, verständlich und
bestimmt formuliert sein. Sie dürfen den
Mieter nicht unangemessen benachteili-
gen. Es sollte darauf geachtetwerden, dass
die AGB nicht übermäßig vermieter-

freundlich ausgestaltet sind. Beispiels-
weise sollte eine Klausel zur Anpassung
von Betriebskosten nicht nur Erhöhungs-,
sondern auch Herabsetzungsmöglichkei-
ten vorsehen. Eine Anpassungsmöglich-
keit mit Wirkung für die Vergangenheit ist
risikobehaftet, wenn damit keine Anpas-
sung auf Grundlage des Ergebnisses der
Betriebskostenabrechnung – und damit
auf Basis der angefallenen Betriebskosten
– erfolgt.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Sebastian Wies

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Wird ein bebautes
Gebiet überplant, muss der Bestand erfasst
und eventuell bestehende Nutzungsrechte
betrachtet werden, die der B-Plan
einschränken soll. Ansonsten
kann der Plan unwirksam sein.

VGH München, Urteil vom 23. Juli 2025,
Az. 9 N 24.161

Will eine Gemeinde überplanen,,
ist der Bestand zu prüfen
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DER FALL

Gegen einen Bebauungsplan, der ein be-
bautes, nach § 34 BauGB zu bewertendes
Gebiet in einemUmfang von fast 13 hamit
Allgemeinen Wohngebieten überplant,
stellten mehrere Eigentümer von Grund-
stücken, die innerhalb des Geltungsbe-
reichs liegen, einen Normenkontrollan-
trag. Sie rügten unter anderem, dass ihre
Flächen aufgrund der festgesetzten Bau-
grenzen deutlich weniger baulich aus-

nutzbar seien als andere Grundstücke im
Plangebiet. Der VGH München erklärte
den Bebauungsplan für unwirksam. Ein
Grund dafür war die fehlerhafte Erfassung
desbaulichenBestandsundder baulichen
Nutzungsrechte sowie die unzureichende
Ermittlung der auf das Plangebiet einwir-
kenden Verkehrslärmimmissionen.
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DIE FOLGEN

Der VGH unterstrich, dass eine Gemeinde
grundsätzlich ein bereits bebautes Gebiet
abweichend vom vorhandenen Bestand
überplanen kann, solange es eine positive
Zielsetzung gibt. Ist das Plangebiet aller-
dings im Bestand nach § 34 BauGB zu
bewerten, so ist auch die mögliche bau-
liche Ausnutzbarkeit der Grundstücke zu
erfassen. Denn bei einer Einschränkung
vorhandener Baurechte müssen Art und
Ausmaß von Nutzungsbeeinträchtigun-
gen ermittelt und bewertet werden.Weiter
stellt das Gericht klar, dass ein Verweis
auf das bereits bestehende Siedlungs-

gebiet nicht immer den Verzicht auf
eine schalltechnische Untersuchung zum
(Verkehrs-) Lärm rechtfertigt. Denn auch
in bestehenden Siedlungsgebieten muss
sich der Plangeber mit zu erwartenden
Lärmbeeinträchtigungen vertraut machen,
um keinen städtebaulichen Missstand zu
etablieren oder zu verfestigen. Ein B-Plan
wirkt im Wesentlichen bei Neu- oder
Ersatzbebauungen, weshalb aufgrund der
bestehenden Gebäude etwaige bereits
vorhandene Lärmkonflikte zu beachten
sind.
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WAS IST ZU TUN?

Die ordnungsgemäße Umsetzung eines
Plankonzepts im Wege der Überplanung
eines bereits bebauten, nach § 34 BauGB
zu bewertenden Gebiets setzt eine hinrei-
chende Ermittlung und Bewertung des
vorhandenen baulichen Bestands voraus.
Die potenzielle bauliche Ausnutzbarkeit
ist ebenfalls zu berücksichtigen. Zudem
muss ermittelt werden, ob und um wel-
ches faktische Baugebiet es sich handelt.

Außerdem bedarf es bei einer Bestands-
überplanung einer zureichenden Ermitt-
lung der bestehenden (Verkehrs-) Lärm-
belastung, wenn sich eine Überschreitung
der Orientierungswerte abzeichnet.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Der Fiskus macht für den
Widerruf einer nicht anzeigepflichtigen
Schenkung nachträglich Grunderwerbsteuer
geltend. Das ist auch bei einer
Anteilsvereinigung nicht zulässig.

BFH, Urteil vom 7. Juli 2025,
Az. II R 16/23

Widerrufene Schenkung löst
keine Grunderwerbsteuer aus
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DER FALL

Der klagende Alleingesellschafter einer
grundbesitzenden GmbH schenkte sei-
nem Sohn 2016 eine 49%-Beteiligung.
Grunderwerbsteuer fiel nicht an. Zwei
Jahre später starb der Sohn ohne eigene
Nachkommen. Der Kläger widerrief die
Schenkung. Wegen der damit erfolgten
Vereinigung von 100% der Anteile setzte
das Finanzamt Grunderwerbsteuer fest.
Vor demFinanzgericht setzte sich der Klä-

ger mit seiner Ansicht durch, dass die
Rückabwicklung von der Grunderwerb-
steuer befreit sei. Das Finanzamt legte
Revision beim BFH ein. Nach dessen
Ansicht fehlten die Voraussetzungen für
die Grunderwerbsteuerbefreiung, weil bei
der Schenkung an den Sohn keine Grund-
erwerbsteuerpflicht bestanden habe.
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DIE FOLGEN

Die Revision war erfolglos. Der Wortlaut
der Grunderwerbsteuerbefreiung nach
§ 16 Abs. 2 Nr. 3 GrEStG setzt nicht voraus,
dass dem Rückerwerb ein steuerbarer
Erwerbsvorgang vorausgegangen sein
muss. Sinn und Zweck der Vorschrift ist
die grunderwerbsteuerliche Begünstigung
bei der Wiederherstellung des früheren
Zustands. Weder die Herbeiführung eines
nur vorübergehend bestehenden Zu-
stands noch die Wiederherstellung des
ursprünglichen Zustands soll eine Steuer-
pflicht auslösen. Diesem widerspräche es,
wenn für den Rückerwerb die Grunder-

werbsteuer nur dann nicht festgesetzt
werden würde, wenn für den Ersterwerb
Steuer anfiel. Zwar verlangt § 16 Abs. 5
GrEStG, dass die Steuerbefreiung nur
gilt, wenn der Erwerbsvorgang, der rück-
gängig gemacht wird, fristgerecht und
vollständig angezeigt wurde. Da aber die
Schenkung an den Sohn weder steuerbar
noch anzeigepflichtig war, kann die Steu-
erbefreiung auch nicht von der Erfüllung
dieser Pflicht abhängig gemacht werden.
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WAS IST ZU TUN?

Erfreulicherweise hat der BFH der Idee
des Finanzamts, die Rückabwicklung
eines zunächst gar nicht grunderwerb-
steuerpflichtigen Erwerbsvorgangs der
Grunderwerbsteuer zu unterwerfen, eine
Absage erteilt. Die Steuerbefreiung an der
fehlenden Anzeige eines gar nicht anzei-
gepflichtigen Vorgangs scheitern zu las-
sen,wäre auch ein kaumzuüberbietender
kafkaesker Schildbürgerstreich gewesen.

Dies verdeutlicht aber erneut, wie wichtig
die Erfüllung der gesetzlichen Anzeige-
pflichten inRückabwicklungskonstellatio-
nen von zunächst grunderwerbsteuer-
pflichtigen Vorgängen sein kann.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


